
Die stille Heldin
Eine Initiative setzt sich für die Benennung einer Straße nach der Antifaschistin Johanne 
Peppmöller ein. Ihr Wirken beschreibt Rouven Ridder

2 Politik Geschichte

Neue Almhalle kommt
Wo einst Kicker gebolzt haben, soll in zwei Jahren eine Vierfach-Sporthalle stehen. 
Von Christine Russow

Die Tage der maroden Almhalle sind ge-
zählt. Sie soll abgerissen und durch eine

neue Vierfach-Sporthalle mit Lehrschwimm-
becken auf der benachbarten ehemaligen Bolz-
wiese vor der Alm ersetzt werden. Das hat der
Stadtrat in seiner letzten Sitzung vor den Som-
merferien beschlossen. 

Mit Kosten von 11,5 Millionen Euro ist der
Neubau nicht gerade ein Schnäppchen. Trotz-
dem führt auch in Zeiten der städtischen Haus-
haltssicherung kein Weg daran vorbei.
Schließlich muss die Stadt dafür sorgen, dass an
den vier benachbarten Schulen weiterhin Sport
unterrichtet werden kann. Und eine Sanierung
hätte sich nicht gerechnet. Bei einem Lebens-
zyklus von 20 Jahren wäre der Neubau nach
Berechnungen des Immobilien Service Betrie-
bes (ISB) der Stadt rund 1,5 Millionen Euro
teuer, bei einem Zyklus von 40 Jahren sogar
vier Millionen Euro. Einige Politiker und auch
der Beitrat für Stadtgestaltung befürworten ein

Totalunternehmer-Verfahren. Das favorisiert
die Verwaltung und begründet dies mit bis zu
22 Prozent geringeren Kosten und Terminsi-
cherheit. Die Skeptiker befürchteten dagegen,
jeglichen Einfluss zu verlieren, sobald der Auf-
trag erst einmal vergeben ist. Deshalb wurde
auf den letzten Drücker ein Architekturgre-
mium auf den Weg gebracht. Das mit Vertre-
tern des ISB, der Bezirksvertretung Mitte, des
Beirats für Stadtgestaltung und auch Fachpo-
litikern besetzte Gremium soll Kriterien für die
neue Almhalle erarbeiten und gewichten, An-
gebote bewerten und so die architektonische
und städtebauliche Qualität sichern. 

Vor allem die Grünen haben Bauchschmer-
zen mit dem geplanten Standort, der viel
Grünfläche verbraucht. Denn der liegt nicht
etwa möglichst nahe an der Alm, sondern auf
der gegenüberliegenden Seite der Wiese. Das
sei der »Campus-Bebauung« des Areals und
auch einer Sichtachse zur Oetkerhalle geschul-
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Verdiente Bürger mit der Benennung von
Straßen zu ehren, ist in jeder Kommune

gängige Praxis. Eine solche Aufgabe hat sich
eine Initiative für »Johanne Peppmöller« auf
die Fahnen geschrieben. Entstanden aus einem
historischen AG-Projekt des Abendgymnasi-
ums versucht sie Politik und Verwaltung da-
für zu gewinnen, an die aufrechte Bielefelder
Bürgerin zu erinnern.
Die Initiative erhält dafür reichlich Unterstüt-
zung, obwohl noch vollkommen ungeklärt
ist, welche Straße künftig nach ihr benannt
werden soll. Das mediale Echo auf die Initia-

det, argumentiert der ISB – unterstützt vom
zuständigen Dezernenten Udo Witthaus. Er
meint zudem, dass sich die Schülerinnen und
Schüler bei einem Rasen vor der Halle sowieso
»nicht ausschließlich an die Zuwegung halten,
sondern sich den kürzesten Weg über die
Grünfläche – über Trampelpfade suchen wer-
den«. Die Grünen hoffen jetzt im Architektur-
gremium den Standort noch verändern zu
können. 

Der ISB will das Projekt noch in diesem Jahr
ausschreiben. Im Herbst kommenden Jahres
sollen die Bauarbeiter anrücken und Ende 2017
soll die neue Almhalle stehen. Was mit der Flä-
che geschehen soll, wo heute noch die alte Hal-
le steht, ist noch nicht klar. Manch einer unkt
bereits, dass da doch Parkplätze für Arminia
rausspringen könnten. Bestätigt ist das nicht.
Die Fläche sei nicht Gegenstand des Verfah-
rens, um es nicht zu »überfrachten«, heißt es
beim ISB. 

»Bürger, lasst das Glotzen sein, kommt he-
runter, reiht Euch ein!« Ja, die ›68er‹ hatten
es gut. Sie hatten die griffigen Slogans, ihr
Protest war stets eine Provokation, und man
spricht auch noch ein halbes Jahrhundert spä-
ter mit einer gewissen Hochachtung über sie.
Und die ›68er‹ gehen einem bis heute mitun-
ter gewaltig auf den Nerv. Denn sie ließen in
den Jahrzehnten, die ihnen folgten, kaum ein
grünes Haar an den Protesten ihrer Nachfol-
ger. Bis hin zu der fundamentalen Kritik, dass
die jüngere Generation unpolitisch sei. 

Die Protestkultur ist in aller Munde. Kaum
ein Feuilleton hat sich nicht mit ihr befasst,
hat es dabei nicht versäumt, pauschale Urteile
zu fällen. Wie zum Beispiel das über »die
Wutbürger«. Damit werden Menschen be-
zeichnet, die ihr 50. oder gar 60. Lebensjahr
überschritten haben und dennoch auf die
Straße gehen. Wie zum Beispiel mit gutem
Recht in Stuttgart gegen »21«. Gegen diese
ergrauten »Wutbürger« ging die Polizei im
wahrsten Sinne des Wortes verletzend vor.
Wie ´68. Also was soll das Gerede von einer
veränderten Protestkultur?

»Fort mit der Nazi-Justiz«

Vielleicht hilft ein Blick zurück in die Ge-
schichte Bielefelder Proteste: Am 1. Februar
1950 demonstrierten nach einem Aufruf des
DGB 40.000 Menschen gegen ein Urteil des
Bielefelder Schwurgerichts. Dieses hatte zwei
Tage zuvor den früheren Gestapobeamten
Karl Kaufmann zu einer anderthalbjährigen
Zuchthausstrafe verurteilt. Kaufmann hatte
bei Verhören Aussagen durch Misshandlun-
gen erpresst und war mitverantwortlich, dass
Bielefelder Arbeiter zu Zuchthausstrafen und
zwölf Widerstandskämpfer zum Tode ver-
urteilt worden waren. Weil ihm die Internie-
rungshaft angerechnet wurde, konnte er als
freier Mann das Gericht verlassen. Während
der Demonstration ruhte in allen Bielefelder
Betrieben die Arbeit. Auf Transparenten war
»Fort mit der Nazi-Justiz« und »Wir fordern
gerechte Urteile« zu lesen. 

Als drei Monate später Ernst Nagel, ein
Journalist der kommunistischen Zeitung
›Volksecho‹, vom Landgericht wegen Belei-
digung der Justiz zu einer fünfmonatigen Ge-
fängnisstrafe verurteilt wurde, weil er in ei-
nem Artikel von einem »Schandurteil«
sprach, blieben hörbare Protesten aus. Auch
als im September 1950 der ehemalige Gau-
leiter von Köln-Aachen, Josef Grohé, das
Bielefelder Gericht als freier Mann verlassen
konnte, weil ihm die Untersuchungs- und
Internierungshaft angerechnet wurden.

Diese frühen Beispiele zeigen, dass Empö-
rung und persönliche Betroffenheit nicht
ausreichten, um die Massen zu mobilisieren.
Es waren auch die hervorragenden Organi-
sationsstrukturen der Gewerkschaften, die
die Menschen auf die Straße brachten. Die
Gewerkschaften wollten aber das machtvolle

Instrument des öffentlichen Protestes nicht
zu häufig einsetzen. Um dessen Wirksamkeit
nicht zu gefährden oder aus politischem Kal-
kül, sei dahingestellt.

Gegen die Wiederaufrüstung demonstrier-
ten im Februar 1955 10.000 Menschen vor
dem Rathaus. Hauptredner war der damals
prominente SPD-Politiker Carlo Schmid.
Während diese Protestveranstaltung von der
Bielefelder SPD organisiert wurde, über-
raschten am 26. März 1958 2.500 Betriebs-
angehörige der Ankerwerke. Sie hatten mit-
tags ihre Arbeit niedergelegt und protestier-
ten gegen Atomrüstung. Vorausgegangen
war die Entscheidung der Bundesregierung
für die atomare Ausrüstung der Bundeswehr
im Rahmen der NATO. Dieser »spontane
Protest« ging wohl auf das Konto der ge-
werkschaftlichen Vertrauensleute. 

In den 1950er Jahren wurden aber auch an-
dere spontane Protestformen bekannt, auf die
die Öffentlichkeit mit Unverständnis und
Ablehnung, die Justiz aber mit ganzer Härte
reagierte. Als im Januar 1957 auch in Biele-
feld der Rock’n’Roll Film »Außer Rand und
Band« unter anderem mit Bill Haley zu sehen
war, zogen nach einem Kinobesuch mehrere
hundert Jugendliche durch die Innenstadt,
skandierten Parolen, schmissen Mülleimer
um und warfen Schaufensterscheiben ein.
Frustration sei ein Motiv gewesen, hieß es
später. Mehrere Jugendliche wurden wegen
Landfriedensbruch verurteilt.

»Kein Blut für Öl«

Seit der Gründung der Bundesrepublik ge-
hörten soziale Proteste auch zur Geschichte
Bielefelds. Wie zum Beispiel 1968, als Bür-
gerInnen gegen die Namensgebung der
Kunsthalle nach einem Nazi oder gegen das
blutige Ende des Prager Frühlings demons-
trierten. Man denke auch an die Ostermär-
sche und die Friedensbewegung, die in die
1980er Massen mobilisierte, an Proteste ge-
gen das AKW in Grohnde, die Sanierung des
Bielefelder Westens, den Ostwestfalendamm

tive war beachtenswert groß. Auch die Künst-
lerin Lydia Averdieck nahm sie etwa in die
Ausstellung »Collage À Femme« mit auf und
untertitelte ihr Bild für Johanne Peppmöller:
»Wartende, aufopfernde Kraft«.
Bei der letzten Nachtreise durch die freien
Theater Bielefelds traten zwei Herren im An-
zug und mit einem bereits fertiggestellten
Schild einer »Johanne-Peppmöller-Gasse« für
sie im Streitgespräch ein: »Sie können dieser
Frau eine Würdigung nicht verweigern. Sie
schickte jahrelang unter widrigen politischen
Verhältnissen Hilfspakete nach Auschwitz.«

IN KÜRZE

und die A 33 oder das Nazi-Zentrum an der
Bleichstraße. Manchmal waren es einige hun-
dert, mitunter auch einige tausend Men-
schen, die ihre Meinung lautstark verkünde-
ten. Am Abend des 12. Januar 1991 zogen
15.000 Menschen durch die Stadt unter dem
Motto »Kein Blut für Öl« gegen den Ein-
marsch amerikanischer Truppen in den Irak.
Im Januar dieses Jahres folgten mehr als
Zehntausend dem Aufruf eines breiten
Bündnisses gegen Pegida, die vor allem in
Dresden mit ihren dumpfen Parolen Massen
mobilisierte.

Im Juli dieses Jahres drohte Pegida nun mit
einer Kundgebung in Bielefeld. Wiederum
organisierte ein breites Bündnis aus Vereinen,
Verbänden und Parteien den Protest mit
gleich vier Gegenkundgebungen. Über Fa-
cebook kündigten mehrere Tausend an, sich
daran zu beteiligen. Ob es wirklich die Angst
der Pegidaisten vor Gewalt der Gegende-
monstranten war oder ihre eigenen organi-
satorischen Mängel, die zur Absage führten,
sei dahingestellt. Der Protest gegen Pegida
mit mehr als tausend Menschen fand den-
noch statt. Mit Trommeln der ›Lesbenitas‹
und Songs der demoerfahrenen ›Se Bethels‹
protestierte das »bunte Bielefeld« gegen das
menschenverachtende Menschenbild.

Zeitgleich demonstrierten Kurden gegen
den entsetzlichen Selbstmordanschlag des ›Is-
lamischen Staates‹ (IS) auf ein Jugendcamp im
türkischen Suruc. Für nicht wenige war die-
ser Protest »politischer«. Oberbürgermeister
Pit Clausen erhielt viel Beifall, als er sich an
die Demonstranten wandte und seine Trauer
über den Anschlag bekundete, aber auch da-
rum bat, beide Demonstrationen, gegen Pe-
gida und gegen den ›IS‹, zu respektieren. Vie-
le schüttelten ihm die Hand, machten ein Sel-
fie mit dem OB. Auch das gehört zur
heutigen Protestkultur. Auf dieser Demo
wehte ein Hauch von ›´68‹. Lautstark wurde
»Hoch die internationale Solidarität« skan-
diert und vieles andere mehr. Die vielen in
kurdischer Sprache gehaltenen Reden zeig-
ten aber auch Grenzen auf, den Protest in sei-

ner Komplexität zu verstehen. Und ein wei-
terer Protest ereignete sich in der gleichen
Woche. Achtzig Menschen folgten einem
Aufruf des Aktionskreises Asyl und zogen
vor das Amtsgericht - gegen die Abschiebung
einer 18-jährigen Frau aus Albanien. Sie er-
zielten einen Teilerfolg: Die Abschiebung
wurde vorerst ausgesetzt.

Ist also gar nichts dran an dem Befund, dass
sich die Protestkultur verändert habe? Im
Vergleich zu den 60er Jahren leben wir heute
in einer Gesellschaft, in der fast alle Mitglie-
der vom Kindergarten bis zum Seniorenheim
protesterfahren sind. Es ist heute selbstver-
ständlicher als noch in den 50er und 60er Jah-
ren, öffentlich zu protestieren. Man braucht
auch nicht immer die Organisationskraft von
Vereinen, Verbänden und Parteien, die so-
zialen Netzwerke scheinen heute wesentlich
effektiver zu sein. 

Es ist aber gleichsam schwieriger gewor-
den. Weil die schlechten Nachrichten, gegen
die es sich zu protestieren lohnt, in der digi-
talen Welt im Sekundentakt kommen. Und
auch das ist eine Binsenweisheit: Die Proble-
me in einer immer komplexer werdenden
Welt nehmen zu. Vermeintliche Lösungen
generieren oft eine Flut neuer Probleme, die
einem den Atem zum Protestieren rauben.
So wird für die einen zu viel, für andere noch
viel zu wenig protestiert. Und wer da glaubt,
heutige Protestformen seien ritualisiert und
viel zu harmlos, der denke nur an die ein-
gangs erwähnten Verletzungen im Zusam-
menhang der Stuttgart-21-Proteste oder an
die für viele Teilnehmende traumatischen Er-
fahrungen beim sogenannten Kinderkessel
im April 1998 im Bielefelder Westen bei ei-
nem Reclaim-the-Street-Protest der A 33-
GegnerInnen. 

Bernd J. Wagner ist Historiker des 
Stadtarchivs. 

Selbsthilfetag

Pscht!

Mein Grundeinkommen

Wehren gegen TTIP

Wo genau ist Bielefeld vom Verkehrslärm
geplagt? Die Lärmkarten auf bielefeld-
wird-leiser.de machen dezibelverseuchte
Areale sichtbar. Die Stadt hat die Websei-
te im Zuge der Aktualisierung ihres Lärm-
aktionsplans eingerichtet und kürzlich
die Ideen und Vorschläge einer Online-
Befragung vom Juni statistisch ausgewer-
tet. Verschiedene Maßnahmen für ein ru-
higeres Wohnumfeld werden derzeit auf
ihre Machbarkeit geprüft. Mit einem Rats-
beschluss zum Lärmaktionsplan ist An-
fang 2016 zu rechnen. 

Der Berliner Verein ›Mein Grundeinkom-
men e.V.‹ sammelt per Crowdfunding
Geld. Sind 12.000 Euro erreicht, werden
sie verlost. Zwölf Monate lang erhält der
Gewinner jeweils 1.000 Euro. Seit Mitte
2014 haben gut 20.000 Menschen auf die-
se Weise 15 Grundeinkommen finanziert.
Wer das Projekt unterstützen (oder auch
gern selbst gewinnen) möchte, kann sich
beteiligen: www.mein-grundeinkom-
men.de

Einen Monat vor der Großdemo gegen
das Freihandelsabkommen informiert das
›Bielefelder Bündnis gegen TTIP & Co.‹
mit einer Informationsveranstaltung in
der Bürgerwache. Am Donnerstag, 10.
September ab 19 Uhr soll über die Folgen
von TTIP sowie die Möglichkeiten der Ge-
genwehr und Aktionen vor Ort berichtet
und über den Stand der Mobilisierung zur
bundesweiten Demo am 10. Oktober 2015
in Berlin informiert werden.

Im Park des Klösterchens veranstaltet die
Selbsthilfe-Kontaktstelle des Paritätischen
zusammen mit dem Franziskus Hospital
am Samstag, den 29. August von 10 bis 16
Uhr einen Selbsthilfetag. Rund 60 Selbst-
hilfegruppen nehmen unter dem Motto
»Gemeinsam für Gesundheit und Lebens-
qualität« teil. Neben fachlichen Informa-
tionen und einem bunten Programm rund
um die Themen der Gruppen sorgen un-
ter anderen der Feuerwehrmusikzug der
Stadt Bielefeld und die Knebel-Chöre K2
fürs musikalische Drumherum. Auch ein
Gesundheitsquiz lockt.
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Lydia Averdieck hat Johanne Peppmöller in einer Collage porträtiert.

Die Geschichte der Protest-
kultur in Bielefeld hat 
einiges zu bieten. Was die 
Bielefelder auf die Straße
brachte, hat Bernd J. 
Wagner recherchiert
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NKein ruhiges Hinterland

Über das Leben und Wirken der »stillen Hel-
din«, so wie sie von Christina Wittler und Kai
Uwe von Hollen im Band »Frauen in der Ge-
schichte Bielefelds« genannt wird, gibt der Li-
teraturwissenschaftler Daniel Hoffmann Aus-
kunft. »Fräulein Peppmöller« war die Hausda-
me und Kinderfrau der jüdischen Familie
Windmüller. In der Bahnhofstraße wohnte sie
mit im Haus und betreute die Tochter Lotte.
Johanne Peppmöller, Jahrgang 1885, besaß
wegen ihres evangelischen Glaubens eine tiefe,
antifaschistische Einstellung und blieb auch
nach dem Tod der Eltern Lottes Pflegemutter.
Im Jahr 1937 zog sie in deren Pension. Dort
nahm sie, auch unter größtem Druck, noch bis
1944 – als das Haus zerbombt wurde – viele
jüdische Pensionäre auf.
Hoffmann schildert in seinem Buch »Lebens-
spuren meines Vaters«, wie sein Vater Paul im
Arbeitslager Schloßhof mit dem Zöglings-
mädchen von Johanne Peppmöller bekannt
wurde. Lotte Windmüller und Paul Hoff-
mann verlobten sich, wurden aber 1943 nach
Auschwitz deportiert. »Peppe« unterstützte
beide weiter, half aus der Ferne mit Paketen.
Lotte kam 1943 im Lager um, Paul überlebte
das Martyrium. Nach seiner Befreiung half Jo-
hanne Peppmöller ihm, wieder ins Leben zu-
rückzufinden.

Initiative sammelt Unterschriften

Im Schulsekretariat des Abendgymnasiums in
der Gutenbergstraße werden derzeit noch Un-
terschriften für die Benennung einer Straße
nach Johanne Peppmöller gesammelt. Wer die
Initiative unterstützen möchte, kann das mit
seiner Unterschrift dort tun.
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Der »Kinderkessel« vor dem Siegfriedplatz 1998. 
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